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Zentralbehörden. 


655. Luftgasanlagen. 

a) Die auf Grund des Erlaſſes vom 2. Oktober 1909 
— III. 7725 — erſtatteten Berichte haben mir An⸗ 
laß gegeben, dem Entwurf von Grundſätzen für die 
Errichtung von Luftgasanlagen nach erneuter gut⸗ 
achtlicher Aeußerung der Königlichen Techniſchen 
Deputation für Gewerbe die nachſtehende Faſſung 
zu geben. Von dem Erlaſſe von Polizeioerordnungen 
wird abgeſehen werden können. Zur Durchführung 
der Vorſchriften iſt vielmehr im einzelnen Falle 
der Weg der polizeilichen Verfügung zu wählen. 
Dieſe wird, wenn es ſich in erſter Linie um den 
Schutz gewerblicher Arbeiter handelt, auf Grund der 
88 120a ff. der Gewerbeordnung, im übrigen auf 
Grund des § 10 II 17 ALR. zu erlaſſen fein 
Außerdem wollen Sie die Fabriken, die ſich mit der 
Herſtellung von Luftgasanlagen befaſſen, tunlichſt 
bald in geeigneter Weile, z. B. durch einen Gewerbe⸗ 
aufſichtsveamten, mit den Vorſchriften bekannt 
machen laſſen, damit Abweichungen und die Not⸗ 
wendigkeit polizeilicher Verfügungen möglichſt ver⸗ 
mieden werden. 

Wie die Ueberſchrift erkennen läßt, ſollen die 
Grundſätze in erſter Linie bei der Errichtung neuer 
Anlagen angewendet werden. Auch dabei kann je⸗ 
doch nach Lage des Einzelfalls von den Grund⸗ 
ſätzen abgewichen werden, wenn den ſicherheitspolizei⸗ 
lichen Geſichtspunkten in anderer Weiſe hinreichend 
Rechnung getragen wird. Allerdings iſt Wert dar⸗ 
auf zu legen, daß Abweichungen von den Vorſchriften 
unter Ziffer 3, 4b und 8 nicht geduldet werden. 

Bel beſtehenden Anlagen iſt von Fall zu Fall 
unter Berückſichtigung der aufgeſtellten Grundſätze 
zu erwägen, welchen Anforderungen in Rückſicht auf 
die Sicherheit der durch die Anlage bedrohten Per⸗ 
ſonen zu genügen iſt. Im allgemeinen ſind dabei 


die Beſtimmungen des § 120 d Abſatz 3 der Ge⸗ 
werbeordnung zur Richtſchnur zu nehmen. 

Wegen Benachrichtigung von Fabriken in anderen 
Bundesſtaaten habe ich die Vermittlung des Herrn 
Reichskanzlers in Anſpruch genommen. 

Sollten die Erfahrungen ergeben, daß die Durch⸗ 
führung der Grundſätze ohne Zwang, iasbeſondere 
ohne polizeiliche Meldepflicht, ſoweit dieſe nicht ſchon 
auf Grund der Polizeiverordnung über den Verkehr 
mit Mineralölen vorliegt, nur in unzureichender 
Weiſe möglich iſt, ſo wird es ſich nicht vermeiden 
laſſen, die Meldepflicht für Verkäufer und Käufer 
von Luftgasanlagen allgemein auf dem Verordnungs⸗ 
weg einzuführen. In ſolchen Fällen erſuche ich, mir 
einen Abdruck der Polizeiverordnung zu überſenden. 

Berlin W. 66, den 21. September 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
(1 Bg 3828.) 

b Grundſätze 
für die Aufſtellung, Beſchaffenheit und den 
Betrieb neu zu errichtender Luftgasanlagen. 

1. Unter Luftgasanlagen im Sinne dieſer Grund⸗ 
läge werden Anlagen verftanden. in welchen ein 
(für Leucht⸗, Kraft⸗ oder Heizzwecke verwendbares) 
Gemenge von Luft mit Dämpfen von Kohlenwaſſer⸗ 
ſtoffen hergeſtellt oder aufgeſpeichert wird. 

2. Luftgasanlagen ſind in beſonderen Räumen 
aufzuſtellen, die zu anderen Zwecken nicht benutzt 
werden dürfen. 

3. Luftgasanlagen, deren Gaserzeuger zuſammen 
mehr als 30 Liter der zu vergaſenden Flüſſigkeit 
faſſen, dürfen nicht mit Wohn⸗ oder Arbeitsräumen 
unter einem Dache errichtet werden. 

4. Räume, in denen Luftgasanlagen aufgeſtellt 
werden ſollen, müſſen folgenden Anforderungen ent⸗ 
ſprechen: 

a) Die Räume müſſen ſo groß ſein, daß dle 

Apparate in allen Teilen leicht zugänglich ſind. 
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b) Der Fußboden muß aus glatten, nicht brenn⸗ 
baren, den Kohlenwaſſerſtoff nicht aufſaugenden 
und leicht zu reinigenden Stoffen hergeſtellt 
werden; er darf an der Zugangstür nicht tiefer 
als das umgebende Erdreich liegen. 

e) Die Wände und Decken müſſen feuerfiher*) 
und dicht hergeſtellt werden. Durchbrechungs⸗ 
ſtellen nach Nebenräumen für Heizungen (vergl. 
Ziffer 4), Transmiſſionen (vergl. Ziffer 5), 
Rohrleitungen (vergl. Ziffern 6 und 7), Gang 
werksſeile uſw. find ſicher abzudichten. 

d) Türen müſſen nach außen aufſchlagen und 
dürfen nicht in Räume führen, in welchen ſich 
Feuer oder offenes Licht befindet. Mindeſtens 
eine Tür muß unmittelbar ins Freie führen. 
Verbindungstüren müſſen feuerſicher oder beider⸗ 
ſeits mit Blech beſchlagen ſein. 

e) Die Räume müſſen genügendes Tageslicht 

haben, um in ihnen alle erforderlichen Arbeiten 

bei Tage ohne künſtliche Beleuchtung vornehmen 
zu können. Apparatenräume, bei denen nach 
ihrer Zweckbenimmung von vornherein anzu⸗ 
nehmen iſt, daß eine Bedienung der Apparate, 
wenn auch nur gelegentlich, in der Dunkelheit 
erforderlich wird, müſſen Einrichtungen zur 
künſilichen Beleuchtung erhalten. Dieſe darf 
nur von außen vor gae dichten, nicht zu öffnenden 

Fenstern aus Drahtglas oder Slastıeinen durch 

geſchloſſene haltbare Laternen erfolgen. Wird 

in letzteren Luftgas benutzt, ſo muß daneben 
noch für eine andere, jederzett betriebsfähige 

Beleuchtungsart in dieſen Laternen geſorgt 

werden. 

Die Apparate und Rohrleitungen müſſen gegen 

Einnieren geſichert werden. Eine etwa er⸗ 

forderliche Heizung des Raumes oder des 

Apparals darf nur durch Dan pf oder Waller 

oder in ſolcher Art erfolgen, daß der Zutrut 

von den im Apparatenraum etwa entitehennen 

Kohlenwaſſerſtoffdämpfen zu offenem Feuer oder 

hoch erhitzten Gegenſtänden ausgeſchloſſen iſt. 

Zwiſchen dem Apparatenraum uno einer Feuer: 

ſielle darf keine Verbindung vorhanden fein. 

Die Räume müfſſen ſich dauernd aut lüften 

laſſen. Im Gaserzeugungsraum find Ein⸗ 

richtungen zu treffen. die ſowohl am Boden 
wie an der Decke ein ungehindertes Abfließen 
von Kohlenwaſſerſtoffdämpfen in die freie Luft 
dauernd oder in kürzeſter Zeit geſtatten. Das 
Abfließen in Kanäle iſt ſicher zu verhindern 
und die Ableitung in Kamine nur geſtattet, 
wenn dieſe keinen anderen Zwecken dienen. Die 
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) Ueber den Begriff „feuerſicher“ ſiehe Polizeiliche Ans 
forderungen an Waren- und Geſchäftshäuſer (Warenhaus⸗ 
beſtimmungen), Min.⸗Blatt der Handels- und Gewerbever⸗ 
waltung 1907, S. 396 Ziffer 48, ſowie Grundſätze für die 
Ueberwachung der Betriebe zur Herſtellung von Zelluloidwaren 
(a. a. O. 1910, S. 184). 


Luft für den Betrieb des Vergaſers iſt dicht 
über dem Boden zu entnehmen. 

5. Heißluft⸗ und Verbrennungsmotoren dürfen in 
dem Gaserzeugungsraum nicht aufgeſtellt werden. 
Elektromotoren nur inſoweit, als ſie den Vorſchriften 
des Verbandes deutſcher Elektrotechniker für Motoren 
entſprechen, die in Schlagwettergruben laufen ſollen. 
Ein- und Ausſchalter, Sicherungen, Kontakte und 
ähnliche elektriſche Apparate, die Funken bilden 
können, dürfen nur außerhalb des Gaserzeugungs⸗ 
raums untergebracht werden. 

6. Der Brennſtoffbehälter am Apparat muß mit 
einem Flüſſigkeits anzeiger verſehen ſein. Die Größe 
des Brennuoffbehälters iſt jo zu wählen, daß er bei 
geordnetem Betrieb während der Dunkelheit nicht 
gefüllt zu werden braucht. Seine Füllung darf in 
der Regel nur mittels geſchloſſener Rohrleitung von 
tiefer liegenden Behältern aus erfolgen, die in be⸗ 
ſonderen Vorratsräumen lagern. Seine Höchſt⸗ 
füllung iſt durch eine Rücklaufleitung zu ſichern. 
Bei Apparaten, deren Gaserzeuger höchſtens 2 Liter 
Flüſſigkeit faſſen, iſt die Füllung auch mit geeig⸗ 
neten, zu dem Zwecke konſtruierten gasdichten Ge⸗ 
fäßen, die erſt nach Verſchraudung mit dem Appa⸗ 
rat geöffnet werden, zu geſtatten. 

7. Die Apparate müſſen mit einer Sicherheits⸗ 
vorrichtung gegen Ueperfüllung des Gasbehälters 
verſehen ſein, die ſo beſchaffen iſt, daß auch bei ge⸗ 
fülltem Gasbehälter durch den Weiterbetrieb des 
Apparats kein Gas in die Räume gelangen kann. 

8. Eine Erwärmung der in der Luftgasanlage 
enthaltenen Kohlenwaſſerſtoffe darf nicht durch Feuer 
oder durch Heizflammen erfolgen. 

9. Es ſind Vorkehrungen zu treffen, die das 
Zurückſchlagen der Flamme von den Verwendungs⸗ 
ſtellen des Gaſes bis zum Apparat verhindern. 

10. Das Betreten der Räume mit Licht oder 
glübenden Körpern (z. B. brennenden Pfeifen, Zi⸗ 
garren u. dergl.) und das Anzünden von Streich⸗ 
hölzern oder Leuchtflammen in ihnen iſt zu ver⸗ 
bieten. Die Anbringung und Benutzung von 
Kontrollflammen innerhalb der Räume iſt verboten. 
Unbefugten iſt das Betreten nicht zu geſtatten. 
Dieſe Vorſchriften ſind an der Außenſeite der Türen 
durch einen in die Augen fallenden, deutlich les⸗ 
baren Anſchlag bekannt zu geben. 

11. Werden die Räume zum Zwecke der Neini- 
gung des Apparats oder der Leitungen, zur Unter⸗ 
ſuchung von eingetretenen Betriebsſtötungen oder zur 
Vornahme von Reparaturen ſo betreten, ſo muß zu⸗ 
erſt eine gute Lüftung vorgenommen werden. Re⸗ 
paraturen an den Apparaten dürfen erſt nach Ent⸗ 
leerung und gründlicher Reinigung und Durch⸗ 
lüftung derſelben ausgeführt werden. 

12. Rückſtände, welche ſich bei der Reinigung der 
Apparate vorfinden, nicht mehr brauchbare Konden⸗ 
ſate aus den Leitungen oder Apparaten oder ſonſtige 
Abfälle, welche mit Kohlenwaſſerſtoffen getränkt find, 
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dürfen nicht in Kanäle, Aborte, Dunggruben oder 
dergl. gebracht, ſie müſſen vielmehr abgefahren oder, 
unter Beobachtung aller Vorſichtsmaßregeln gegen 
Feuersgefahr, verbrannt werden. 

13. In dem Apparatenraum iſt ſtets eine hin⸗ 
reichende Menge Sand zur Löſchung und Ueberdeckung 
auslaufender Kohlenwaſſerſtoffe vorrätig zu halten. 

14. Auf die Lagerung der Vorräte finden die 
Vorſchriften der Polizeiverordnung, betreffend den 
Verkehr mit Mineralölen, Anwendung. 

15. Der Käufer einer Luftgasanlage hat ſich von 
dem Verkäufer eine genaue Zeichnung und Be⸗ 
ſchreibung der Anlage ſowie eine Anweiſung über 
deren Behandlung aushändigen zu laſſen, in welcher 
namentlich auch Verhaltungsmaßvegeln für den Fall 
des Einfrierens der Apparate, für den Fall des 
Eintretens ſonſtiger Betriebsſtörungen, ferner auch 
Vorſchriften für die Inbetriebſetzung und Außer⸗ 
betriebſetzung forte für die Reparaturen, Reinigung 
und Durchlüftung der Apparate gegeben werden. 

16. Die Bedienung der Anlage darf nur durch zuver⸗ 
läſſige, mit der Einrichtung vertraute Perſonen erfolgen. 

17. Eine Abſchrift dieſer Grundſätze ſowie die 
von dem Verkäufer gelieferte Anweiſung muß in 
jedem Raume dauernd gut ſichtbar aufgehängt ſein 
und in gut lesbarem Zuſtand erhalten werden. 

Negierungsprüſident. 
(Regierung.) 
656. Kollektenpläne. 

Den Herren Landräten und Oberbürgermeiſtern 
werden die Kollektenpläne für 1911 zugehen. Ich 
erſuche dafür zu ſorgen, daß die Pläne nebſt den 
Allgemeinen Beſtimmungen noch in dieſem Jahre 
durch die zu amtlichen Bekanntmachungen benutzten 
Blätter veröffentlicht werden. Von dem Druckſtück 
ſind an jedes Pfarramt ein Stück und an die 
Kollektenordnungeſtelle in Berlin zwei Stück zu ſenden. 

Frankfurt a. O., den 17. Oktober 1910. 

I B. 2899. Der Regierungspraäfident. 
657. Wetternachrichtendienſt. 

Der telegraphiſche Weiter vorherſagedienſt iſt mit 
dem 30. September geſchloſſen worden, ſo daß vom 
1. Oktober ab der öffentliche Anſchlag der Wettervor⸗ 
herſage an allen Telegraphenanſtalten aufgehört hat. 

Die Wetterdtenſiſtellen werden jedoch wie früher 
auch während des Winters auf Grund des 
ihnen täglich zugehenden umfangreichen Nachrichten 
materials Wettervorherſagen fortlaufend aufſtellen 
und Wetterkarten anfertigen. Wegen der Aue gabe 
und Beſtellung dieſer Vorherſagen ſowie der Weiter: 
karten nehme ich auf meine Verfügung vom 27. Sep⸗ 
tember 1908 — I Bg 5548 — Bezug. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
der Stadikreiſe erſuche ich, für weitere Veröffent⸗ 
lichung zu ſorgen. 

Frankfurt a. O., den 15. Oktober 1910. 

I Bg. 3852. Der Regierungspräſident. 


658. Schauämter für Hengſte. 

Der Herr Landwirtſchaftsminiſter hat den Mafor 
Freiherrn von Wackerbarth zu Linderode zum zweiten 
Stellvertreter des Geſtütsdirigenten in den Schau⸗ 
ämtern zur Körung der Privathengſte ($ 4 Abt. 2 
der Polizeiverordnung über die Körung der Privat⸗ 
hengſte vom 13. Juli 1901) ernannt. 

Die Herren Landräte ſetze ich hiervon in Kenntnis. 

Frankfurt a. O., den 14. Oktober 1910. 

I Bg. 3878. Der Regierungspräſident. 
659. Geheimmittel. 

Die Firma M. A. Winter Co. in Waſhington 
ſucht in Deuſchland immer noch zahlreiche Agenten, 
um für das von ihr vertriebene Heilmittel „Natür⸗ 
licher Geſundheitsherſteller“ den Abſatz im Reichs⸗ 
gebiet zu erweitern. Der Vertrieb dieſes Mittels 
erfolgt unter ausdrücklich angegebener Umgehung der 
Apotheken ausſchließlich durch Agenten, obwohl es 
eine den Apotheken vorbehaltene Zubereitung dar⸗ 
ſtellt, die als Heilmittel außerhalb der Apotheken 
nicht feilgehalten oder verkauft werden darf. Un⸗ 
geachtet vielfacher behördlicher Warnungen und trotz 
der Einreihung des Mittels in die Anlage B der 
Geheimmittelvorſchriften, welche die dem Rezept⸗ 
zwange unterliegenden Mittel enthält, iſt der Vertrieb 
und Abſatz faſt unverändert geblieben. Der aus⸗ 
ſchließlich durch Agenten erfolgende Vertrieb des 
Mittels entzieht ſich natürlich leicht der Kontrolle der 
die Durchführung der Geheimmittelvorſchriſten über⸗ 
wachenden Organe. Erſchwert wird die Kontrolle 
noch dadurch, daß die Sendungen der Firma als 
Muſter ohne Wert oder in Briefform ohne Hinweis 
auf die herſtellende Firma nach Deutſchland ver⸗ 
ſchickt werden. 

Da der Vertrieb des Mittels den beſtehenden 
Vorſchriften zuwiderläuft und das Mittel im Hin⸗ 
blick auf die ihm zugeſchriebenen Eigenſchaften als 
Univerſalheilmittel als gefährlich für das öffentliche 
Wohl bezeichnet werden muß, erſuche ich die Herren 
Landräte und Oberbürgermeiſter, die Bevölkerung 
vor dem Ankauf und dem Gebrauch des Gebeim⸗ 
mittels öffentlich zu warnen. Dabei iſt anzugeben, 
in welcher Weiſe das Mittel vertrieben wird, und da⸗ 
rauf hinzuweiſen, daß die Agenten ſich durch den Ver⸗ 
trieb ſtrafbar machen weil das Mittel nur auf ärztliche 
Verordnung in Apotheken abgegeben werden darf. 

Frankfurt a. O., den 15. Oktober 1905. 
1A 4638. Der Re erungspräſident. 
660. Vorſchriften 
für die Beſtellung eines Weinkontrolleurs für 

die Provinzen Brandenburg und Poſen. 

1. Für die Provinzen Brandenburg und Poſen 
mit Ausnahme des Landespolizeibezirks Berlin und 
der dem Weinkontrolleur in Schleſien zugewieſenen 
Landkreiſe Croſſen, Züllichau⸗Schwiebus und Bomſt 
wird ein Weinkontrolleur als Sachverſtändiger im 
Hauptberuf gemäß $ 21 Abſatz 2 des Weingeſetzes 
vom 7. April 1909 beftellt, welcher über praktiſche 
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Erfahrungen auf dem Gebiete des Weinbaues und 
Weinhandels ſowie über eine gute Probe verfügt 
und die mit der Beachtung der Vorſchriften des 
Geſetzes betrauten Behörden und Sachverſtändigen 
unterſtuͤtzen ſoll. 

2. Der Weinkontrolleur hat alle Betriebe, in 
denen Traubenmoſt, Wein oder weinähnliche Ge⸗ 
tränke gewerbsmäßig hergeſtellt, verarbeitet, feil⸗ 
gehalten oder verpackt werden, im Laufe von je 
3 Jahren mindeſtens je einer unvermuteten Kontrolle 
zu unterziehen. Von dieſen regelmäßigen Revlſionen 
werden nicht betroffen: 

Schankwirtſchaften, in denen nur gelegentlich 
und ausnahmsweiſe Wein verabreicht wird, 
und Flaſchenlager in Drogenhandlungen, Apo⸗ 
theken, Krämereien und ähnlichen Geſchäften, 
falls kein Bezug in Fäffern ſtatifindet, und die 
Flaſchen in einem der regelmäßigen Kontrolle 
unterliegenden Betriebe abgefüllt werden. Sämt⸗ 
liche Betriebe, bei denen Weinbezug in Fäſſern 
ſtattfindet, ſind von dem Weinkontrolleur zu 


kontrollieren. 
Im Bezirke der Provinz Poſen und der 
Nahrungsmittelunterſuchungsſtelle in Cottbus be⸗ 
ſchränkt ſich die Pflicht des Kontrolleurs zur regel⸗ 
mäßigen Unterſuchung auf von den Regierungs⸗ 
präſidenten in Poſen, Bromberg und Frankfurt a. O. 
namhaft zu machende Betriebe. 5 

3. Ein namentliches Verzeichnis der hiernach 
durch den Kontrolleur zu revidierenden Betriebe mit 
Angabe des Polizeibezirks, der Lage nach Ort, 
Straße und Hausnummer und des Inhabers iſt 
von den Regierungspräſidenten zuerſt nah dem 
gegenwärtigen Stande für ihren Bezirk aufzuſtellen 
und dem Nahrungemittelunterſuchungsamt der Land» 
wiriſchaftskammer mitzuteilen. Das zuerſt auf⸗ 
geſtellte Verzeichnis gilt bis 31. März 1913 und 
wird von da ab von den Regierungspräſidenten alle 
3 Jahre nach dem Stande vom 1. Januar des 
letzten Jahres berichtigt. 

4. Die Polizeibehörden werden im Aufſichtswege 
angehalten, ſich zur Weinkontrolle in dem angegebenen 
Umfange des von der Landwirtſchaftskammer der 
Provinz Brandenburg angeſtellten Weinkontrolleurs 
und zur chemiſchen Unterſuchung der von ihm ent⸗ 
nommenen Proben der öffentlichen Nahrungsmittel⸗ 
unterſuchungsanſtalt der Landwirtſchaftskammer der 
Provinz Brandenburg in Berlin zu bedienen. 

5. Der Weinkontrolleur wird von der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer der Provinz Brandenburg bei ihrem 
öffentlichen Nahrungsmittelunterſuchungeamt in Berlin 
unter Zuſtimmung der beiden beteiligten Herren Ober⸗ 
präfidenten angefiellt. Er erhält von der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer: 

a) ein Jahresgehalt, deſſen nähere Feſtſetzung 
einer der Zustimmung der beteiligten Ober⸗ 
präsidenten unterliegenden vertraglichen Ab⸗ 
machung überlaſſen bleibt, 


b) je 9 Mark Tagesdiäten für die einzelnen 
Reiſetage, von denen höchſtens 240 Tage im 
Jahre angerechnet werden dürfen, 

e) den Erſatz der baren notwendigen Reiſe⸗ 
beförderungskoſten, welche durch planmäßige 
Rundreiſen tunlichſt ſparſam geſtaltet werden 
müſſen. 

Ein Reiſeplan für das vom 1. April bis 
zum 31. März reichende Geſchäftsjahr iſt den 
beteiligten Herren Oberpräſidenten bis zum 
1. März jedes Jahres zur Genehmigung ein⸗ 
zuſchicken. 

6. Sämtliche Strafgelder aus gerichtlich ver⸗ 
hängten Beſtrafungen gegen die der Kontrolle des 
Kontrolleurs unterliegenden Betriebe wegen Zu⸗ 
widerhandlungen gegen das Weingeſetz werden nach 
allgemeiner Genehmigung der Herren Miniſter dem 
öffentlichen Nahrungsmittelunterſuchungsamt der 
Landwirtſchaftskammer der Provinz Brandenburg 
Wien der Koſten des Weinkontrolleurs über⸗ 
wieſen. 


7. Nach dem Schluß jedes vom 1. April bis zum 
31. März gerechneten Jahres werden die tatſächlich 
entſtandenen vorſtehend zu Ziffer 5 angegebenen 
Koſten nach Prüfung des Nachweiſes durch die 
Herren Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg 
und Poſen feſtgeſetzt. Sie werden, ſoweit ſie nicht 
durch eine von den Herren Miniſtern in Ausſicht 
geſtellte Staatsbeihilfe oder durch die Einnahmen 
an Strafgeldern (Ziffer 6) gedeckt werden, auf die 
Träger der unmittelbaren Polizeikoſten (Amtsver⸗ 
bände, Königliche Polizeiverwaltungen, Stadtver⸗ 
waltungen) nach der Zahl der in dem abgelaufenen 
Rechnungsjahre in ihrem Bezirk von dem Wein⸗ 
kontrolleur revidierten Betriebe verteilt. Der auf 
den einzelnen Betrieb in jedem Jahre entfallende 
Jahreeſatz wird durch beide beteiligten Oberpräſidenten 
in den Amtsblättern bekannt gemacht. 

8. Die Maßnahmen hinſichtlich der chemiſchen 
Unterſuchung der Weinproben und die polizeilichen 
Befugniſſe zur Ueberwachung der Ausführung des 
Weingeſetzes auch in den kleineren Betrieben werden, 
abgeſehen von der Beſtimmung unter Ziffer 4, durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. Der 
Unterſuchungsſatz für die chemiſche Unterſuchung 
darf 15 Mark für die Probe nicht überſteigen. 


Vokſtehende Vorſchriften werden mit dem Be⸗ 
merken veröffentlicht, daß ich die Koſten für die 
Reolſion jedes Betriebes nach Schluß des Rechnungs⸗ 
jahres im Amtsblatt bekannt machen und die Träger 
der unmittelbaren Polizeikoſten (Städte, Amtsbezirke, 
Königliche Polizeiverwaltungen) auffordern werde, 
die auf ſie entfallenden Beträge an die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer der Provinz Brandenburg abzuführen. 

Potsdam, den 28. September 1910. 

O. P. 18 435. Der Oberpräſident. 
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Die Polizeibehörden weiſe ich auf dieſe Be 
kanntmachung beſonders hin. Die Herren Land⸗ 
räte und Oberbürgermeiſter erſuche ich, die be⸗ 
richtigten Verzeichniſſe gemäß Ziffer 3 der Vorſchriften 
bis zum 15. Januar 1913 beſtimmt einzureichen. 

Frankfurt a. O., den 12. Oktober 1910. 

IA 4561. Der Regierungspräfident. 
661. Verkaufszeit in Müncheberg. 

Nachdem eine größere Zahl von Gewerbetreibenden 
die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes für die 
offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte 
während des ganzen Jahres mit Ausnahme der 
Vorabende von Sonn⸗ und Feſttagen in der Stadt⸗ 
gemeinde Müncheberg beantragt hat, wird hiermit 
bekannt gemacht, daß der Herr Bürgermeiſter in 
Müncheberg von mir zum Kommiſſar behufs Feſt⸗ 
ſtellung der gemäß § 139 f Abſatz 1 der Gewerbe 
ordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1900 er⸗ 
forderlichen Zahl von zwei Dritteln der beteiligten 
Geſchäftsinhaber ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 10. Oktober 1910. 

I Bg. 3862. Der Regierungapräſident. 
662. Barbier⸗ ꝛc. Innung Sopran. 

Die getroffene Anordnung wegen Errichtung einer 
Zwangsinnung für das Barbier- und Friſeurgewerbe 
mit dem Sitze in Sorau N. L., vom 16. Oktober 
1905 (Regierungsamtsblatt S. 257) wird auf 
Beſchluß der Innungsverſammlung dahin abgeändert, 
daß die Innung auf das Perückenmachergewerbe 
ausgedehnt wird. Die Innung hat fortan den 
Namen „Barbier⸗Friſeur⸗ und Perückenmacherinnung 
(Zwangsinnung) zu Sorau N.⸗L.“ zu führen. Dieſe 
Anordnung erlangt mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutennachtrages Gültigkeit. 

Frankfurt a. O., den 13. Oktober 1910. 

I Bg. 3929. Der Regierungspräſident. 
663.  Perfiherungs-Mathematiler. 

Ich habe den Verſicherungs Mathematiker Dr. 
Rudolf Ziegel in Berlin⸗Schöneberg, Goltzſtr. 36, 
als Sachverſtändigen zur Abgabe von Gutachten 
über die Lebensfähigkeit von Sterbe⸗, Kranken-, 
Penſions⸗ pp. Kaſſen im Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O. zugelaſſen. 

Frankfurt a. O., den 6. Oktober 1910. 

IB. 2665. Der Regierungepräſident. 
664. Konſul für Mexiko. 

Der bisherige Konſul der vereinigten Staaten 
von Mexiko Albert Joſeph Aloyſius Blaſchke in 
Berlin, iſt zum Generalkonſul der vereinigten Siaaten 
von Mexiko für die Provinz Brandenburg mit dem 
Amtsſitze in Berlin ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 10. Oktober 1910. 

1 Bg. 3837. Der Regierungapräſident. 
665. Kreisſchulinſpektionen Landsberg Cüſtrin. 

Die nebenamtlichen Kreisſchulinſpektionen Lands⸗ 
berg J und Cüſtrin ſind aufgehoben, ihr Bezirk iſt 
der neugeſchaffenen hauptamtlichen Kreisſchulinſpektion 
Landsberg a. W. unterſtellt worden. 


Der Bezirk dieſer Krelsſchulinſpektion umfaßt 
demgemäß: 

1. die evangeliſchen Schulen der bisherigen Kreis⸗ 

ſchulinſpektion Landsberg a. W. I., 

2. die evangeliſchen Schulen der bisherigen Kreis⸗ 

ſchulinſpektion Güntrin, 

3. die katholiſchen Volksſchulen in Landsberg a. W. 

und Cüſtrin, 

4. das Privatſchulweſen in dieſen Bezirken. 

Mit der Verwaltung der neu errichteten haupt⸗ 
amtlichen Kreisſchulinſpektion Landsberg a. W. iſt 
der Kreisſchulinſpektor Koesling mit dem Wohnſitz 
in Landsberg a. W. beauftragt worden. 

Frankfurt a. O., den 14. Okiober 1910. 

Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


666. Statut 
für die Klein⸗Leiner⸗Fließ⸗Entwäſſerungs⸗ 
Genoſſenſchaft in Neuzauche, im Kreiſe 
Lübben N ⸗L. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen uſw., verordnen auf Grund der 85 57 und 
65 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (Geſetzſamml. 
S. 297), nach Anhörung der Beteiligten, was folgt: 

8 1 


Die Eigentümer der dem Meliorationsgebiet ange⸗ 
hörenden Grundſtücke in den Gemarkungen der Ge⸗ 
meinden Brieſen, Klein⸗Leine, Caminchen, Sacrom 
und Neuzauche ſowie des Gutsbezirks Oberſpreewald 
(Sacrower Heide) werden zu einer Genoſſenſchaft 
vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach 
Maßgabe des Meliorationsplanes des Meliorations⸗ 
bauwarts Kals in Cottbus vom 15. Auguſt 1906 
und des dazu gefertigen Nachtrages des Meliorations⸗ 
bauwarts Adolph vom 7. Januar 1909 durch Ent⸗ 
wäſſerung zu verbeſſern. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörenden Karte 
iſt das Meliorationegebiet mit einer dunkelgrünen 
Linie begrenzt. In den zugehörigen Verzeichniſſen 
ſind die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grund⸗ 
ſtücke nachgewieſen. 

Karte und Verzeichniſſe werden unter Bezugnahme 
auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei der 
Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. Be⸗ 
glaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der Vor⸗ 
ſteher der Genoſſenſchaft; er hat ſie aufzubewahren 
und ſtets auf dem Laufenden zu erhalten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung der 
Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Meliorations⸗ 
baubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche fich 
als erforderlich herausſtellen, können vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Beſchluß 
unterliegt der Prüfung des Meliorationebaubeamten 
und bedarf der Genehmigung der Aufſichtsvehörde. 
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Vor Erteilung der Genehmigung find diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die Ver⸗ 
änderung der Anlage betroffen werden. 


82. 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Klein⸗Leiner⸗ 
Fließ⸗Verband“ und hat ihren Sitz in Neuzauche, 
Kreis Lübben. 


8 3. 

Die Koſten der Herſtellung und Unterhaltung der 
gemeinſchafilichen Anlagen werden von der Genoſſen⸗ 
ſchaft getragen. 

Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung der 
Melioration für die einzelnen Grundſtücke erforder⸗ 
lichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung von 
Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 
und Ableitungsgräben und dergleichen, bleiben den 
betreffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe ſind 
jedoch gehalten, die im Intereſſe der ganzen Melloratlon 
getroffenen Anordnungen des Vorſtehers bei Vermei⸗ 
dung der geſetzlichen Zwangsmittel ($ 54 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

8 4 


Außer der Herſtellung der im Plane vorgeſehenen 
gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem Verbande ob, 
Binnen⸗Ent⸗ und ⸗Bewäſſerungsanlagen im Melio⸗ 
rationsgebiete, die nur durch Zuſammenwirken mehrerer 
Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln und 
nötiger falls, nachdem der Plan und das Beitrags⸗ 
verhältnis von der Aufſichtsbehörde feſigeſtellt find, 
auf Koſten der dabei beteiligten Grundbeſitzer durch⸗ 
führen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Auffiht des Vorſtehers. 


5. 

Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden unter 
Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des 
Vorſtandes anzunehmenden Genoſſenſchaftsꝛechnikers 
ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Auſſicht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuftellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Inein⸗ 
andergreifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und Er⸗ 
gänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und für die 
Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der 
Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem der 
Beginn der Ausführungsarbeiten restzeitig anzuzeigen 
iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in techniſchen 
Angelegenheiten während der Bauausführung ben 
Rat des Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu 
berückſichtigen. 


Nach Beendigung der Ausführung hat der Melio⸗ 
rationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und hat 
ſeſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und plan⸗ 
mäßig und mit den von der Aufſichtsbehörde geneh⸗ 
migten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei 
Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind ſie unter 
Leitung des Mellorationsbaubeamten von vereideten 
Technikern vorzunehmen; die Koſten dieſer Auf⸗ 
meſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

6 


Das Verhältnis, nach welchem die einzelnen Ge⸗ 
noſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitragsverhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke aufgeführt werden. Nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des ihnen aus der Melioration erwachſenden 
Vorteils werden ſie vorbehaltlich der beſonderen Be⸗ 
fimmung des Abſatz 3, in drei Klaſſen geteilt, und 
zwar ſo, daß ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem 
einfachen, der zweiten Klaſſe mit dem zweifachen, 
der dritten Klaſſe mit dem dreifachen Beitrage her⸗ 
anzuziehen iſt. Der weſtlich des Weges Klein⸗Leine⸗ 
Briefen belegene Teil des Genoſſenſchaftsgebietes 
bildet für ſich eine vierte Klaſſe, innerhalb deren die 
Beiträge nach Maßgabe des Flächenraumes verteilt 
werden und ein Hektar mit einem Zehntel des Bei⸗ 
trages der dritten Klaſſe (Abſatz 2) heranzuziehen iſt. 

Beitragefrei find die im Teilnehmerverzeichnis als 
ſolche aufgeführten Grundflächen. 

8 7 


Die Einſchätzung in die Klaſſen 1 bis 3 und die 
Aufitellung der Beitragsliſte für Klaſſe 4 erfolgt 
durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verſtändige umer Leitung des Vorſtehers. Bei 
Meinungsverſchiedenheiten gibt dieſer den Ausſchlag, 
wenn es ſich um Grundſtücke des Vorſtehers handelt, 
ſein Stellvertreter. Das Genoſſenſchaftekataſter ist 
vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen in der 
Wohnung des Voritehers auszulegen. Die Aus⸗ 
legung iſt vorher ortsüblich in den Gemeinden, deren 
Bezirk ganz oder teilmeile dem Genoſſenſchaftsgebiet 
angehört, und in dem für die öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft beſtimmten Blatte be⸗ 
kannt zu machen. * 

Abänderungsanträge müſſen innerhalb der obigen 
Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht werden. 
Rach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm 
eingegangenen Abänderungsanträge der Aufſichtsbe⸗ 
hörde vorzulegen. Dieſe entſcheidet ohne weiteres, 
ſo weit die Einwendungen ſich nicht gegen die Ein⸗ 
ſchätzung in eine der Klaſſen 1 bis 3 richten. Die 
letzteren Einwendungen läßt fie unter Zuziehung der 
Veſchwerdeführer und eines Vertreters des Vor⸗ 
ſtandes durch die von ihr zu bezeichnenden Sachver⸗ 
ſtändigen unterſuchen. Mit dem Ergebniſſe der Unter⸗ 
ſuchung werden die Beſchwerdeführer und der Vertreter 
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des Vorſtandes bekannt gemacht. Sind beide Teile 
mit dem Gutachten einverſtanden, fo wird das Kataſter 
demgemäß feſtgeſtellt; andernfalls entſcheider die Auf⸗ 
ſichtsbehörde. Die bis zur Mitteilung des Ergeb⸗ 
niſſes der Unterſuchung entſtandenen Koſten ſind in 
jedem Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird 
eine Entſcheidung erforderlich, ſo fallen die weiter 
erwachsenden Koſten dem unterliegenden Teile zur Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters der Klaſſen 
1 bis 3 vorliegt, kann ſie von dem Vorſtande 
beſchloſſen oder von der Aufſichtsbehörde angeordnet 
werden. Das Verfahren richtet ſich nach den für 
die Feſiſtellung des Kataſters gegebenen Vorſchriften. 
Jedem Genoſſen der vierten Klaſſe ſteht es zu jeder 
Zeit frei, mit der Behauptung, daß die aus dem 
Genoſſenſchaftsunternehmen erwachſenden Vorteile 
nicht allen Grundſrücken in gleichem Maße zugute 
kommen, zu verlangen, daß die Höhe feines Beitrags 
dem wirklichen Vorteile ſeiner Grundſtücke entſprechend 
feſtgeſetzt werde. Solche Anträge ſind bei dem Vor⸗ 
ſtande anzubringen, gegen deſſen Entſcheidung binnen 
zwei Wochen Beſchwerde an die Auffichtebehörde zu⸗ 
läſſig iſt. Dieſe entſcheidet darüber endgültig, kann 
aber vor der Entſcheidung durch Sachverſtändige, 
welche ſie ernennt, im Beiſein des Antragſtellers 
und eines Vorſtandsvertreters eine Unterſuchung ein⸗ 
treten laſſen. Sind beide Teile mit dem Gutachten 
der Sachverſtändigen einverſtanden, ſo wird die Höhe 
des Beitrags danach feſtgeſtellt. Wird eine Ent⸗ 
ſcheidung erforderlich, ſo trägt der unterliegende Teil 
die Koſten. 


88. 

Im Falle einer Parzellierung find die Genoſſen⸗ 
ſchaftslaſten nach dem im Sıatute vorgeſchriebenen 
Beteiligungsmaßſtade durch den Vorſtand auf die 
Trennſtücke verhältnismäßig zu verteilen. Gegen 
die Feſtſetzung des Vorſtandes ift innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an die Aufſſichtsbehörde 
zuläſſig. 


92 
Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Beiträge in den 
von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen zur Ge⸗ 
noſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter Zahlung 
hat der Vorſteher die fälligen Beträge beizutreiben. 
10 


Jeder Genoſſe hat 170 die Einrichtung der nach 
dem Meliorationsplan in Ausſicht genommenen An⸗ 
lagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder 
dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem einzelnen 
Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm aus 
der Anlage erwachſenden Vorteile, eine Entſchädigung 
gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mit dem 
Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das nach 
diefem Statut zu bildende Schiedsgericht mit Aus- 
ſchluß des Rechtswegs. 


SE, 

Längs der Hauptgräben muß ein Streifen von 
einem Meter Breite, vom oberen Rande der Böſchung 
an gerechnet, unbeackert bleiben. Dieſer Streifen 
und die Böſchungen dürfen nur durch Abmähen, nicht 
aber als Weide genutzt und müſſen von Bäumen, 
Sträuchern, Hecken und dergleichen freigehalten 
werden. 

Das Durchtreiben des Viehes durch die Gräben 
und das Tränken daraus iſt nur an den vom Vor⸗ 
ſtande beſonders dazu beſtim uten Stellen geſtattet. 

Bei der Räumung müffen die Grabenanlieger den 
Auswurf, deſſen Eigentum ihnen zufällt, aufnehmen 
und binnen vier Wochen — wenn aber die Räu⸗ 
mung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen 
nach der Aberntung des Grundſtücks — bis auf vier 
Meter vom Rande der Böſchung fortſchaffen. 

Zuwiderhandlungen unterliegen den geſetzlichen 
Ordnungeſtrafen ($ 54 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes). Außerdem ift der Schaden, der an Ge⸗ 
noſſenſchaftsanlagen durch Uebertretung dieſer Vor⸗ 
ſchriften oder ſonſt durch Abficht oder Fahrläſſigkeit 
entſteht, von dem hierfür haftbaren Genoſſen unter 
Beachtung der Weiſungen des Vorſtehers und bei 
Vermeidung zwangeweiſer Ausführung auf feine 
Koſten zu beſeitigen. 


Bei Abſtimmungen hat jeder beitragspflichtige Ge⸗ 
noſſe mindeſtens eine Stimme. Im übrigen richtet 
ſich das Stimmverhältnis nach dem Verhältniſſe der 
Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
in der Weiſe, daß für je angefangene zehn Mark 


4 jährlichen Beitrags eine Stimme gerechnet wird. 


Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und vier Wochen lang zur Einſicht der 
Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszulegen. 
Die Auslegung iſt vorher ortsüblich in den Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk ganz oder teilweiſe dem Ge⸗ 
noſſenſchaftsgebiet angehört und in dem für die öffent⸗ 
lichen Bekanmmachungen der Genoſſenſchaft beſtimm⸗ 
ten Blatte bekannt zu machen. 

Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind an 
keine Friſt gebunden. 

Jeder Genoſſe kann ſein Stimmrecht durch einen 
anderen, mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Ge⸗ 
noſſen ausühen. 

Miteigentümer eines Grundſtücks können ihr Stimm⸗ 
recht nur gemeinſchaftlich ausüben. Beteiligen ſich 
nicht ſämtliche Miteigentümer an der Abſtimmung, 
fo gelten die Nichterſchtenenen oder Nichtabſtimmenden 
als den Erklärungen der Erſchienenen zuſtimmend. 

In der Ausübung des Stimmrechts werden ver⸗ 
treten: 

1. Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit 

Beſchränkte durch ihren geſetzlichen Vertreter, 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann und 

3. juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungsmäßig 

berufenen Vertreter. 
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Sul. 
Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 
a) einem Vorſteher, 
b) einem Stellvertreter des Vorſtehers und 
ſieben weiteren Beiſitzern. 

Die Gemeinden Brieſen, Klein⸗Leine, Caminchen, 
Sacrow und Neuzauche müſſen mindeſtens durch je 
ein Mitglied im Vorſtande vertreten ſein. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche Entſchädi⸗ 
gung, deren Höhe der Beſchlußfaſſung des Vorſtandes 
unter Leitung des ſtellvertretenden Vorſitzenden, ſowie 
der Genehmigung der Auſſichtsbehörde unterliegt. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebit zwei ſtellver⸗ 
tretenden Beiſitzern werden von der Generalverſamm⸗ 
lung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl des Vor⸗ 
ſtehers und feines Stellvertreters bedarf der Beſtäti⸗ 
gung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler hat 
dem Leiter der Generalverſammlung mündlich und 
zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme geben 
will. Erhält im erſten Wahlgang eine Perſon nicht 
mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, ſo 
erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen beiden 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden 
zu ziehende Los. 


Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein Wider⸗ 0 


ſpruch erfolgt. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur 
Einführung der neugewählten Mitglieder im Amte. 
14 


Die Gewählten werden von der Auſſichtsbehörde 
durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ 
forderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter Angabe 
der Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß 
mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwel Drittel 
der Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am 
Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem 
Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit zum 
zweiten Male zur Beratung über denſelben Gegen⸗ 
ſtand zuſammenberufen werden, fo find die erſchienenen 


Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl beſchluß⸗ 

fähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung ſoll auf 

dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 
1 


8 15. 

Soweit nicht im Statut einzelne Verwaltungs⸗ 
befugniſſe dem Vorſtand oder der Generalverſamm⸗ 
lung vorbehalten find, hat der Vorſteher die ſelbtändige 
Leitung und Verwaltung aller Angelegenheiten der 
Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feſtge⸗ 
ſtellten Meliorationsplane zu veranlaſſen 
und zu beaufſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen ſowie 
über die Wäſſerung, die Grabenräumung 
und die Nutzung, Beackerung und Bepflan⸗ 
zung der an die Gräben anſtoßenden Grund⸗ 
ſtücksſtreifen, die Heuwerbung, die Hütung 
auf den Wieſen und dergleichen mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes die nötigen An⸗ 
ordnungen zu treffen und die etwa erforder⸗ 
lichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; 
c) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge 
auszuſchreiben und einzuziehen, die Zah⸗ 
lungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die 
Kaſſen verwaltung mindeſtens zweimal jähr⸗ 
lich zu revidieren; 
die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Ahnahme 
vorzulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen 
zu überwachen; 

die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriſtwechſel für die Genoſſenſchaft zu 
führen und ihre Urkunden zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. 
Zur Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Ge⸗ 
nehmigung nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe des Statuts und der 
Aus führungsvorſchriften von ihm ange⸗ 
drohten und feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, 
die den Betrag von dreißig Mark jedoch 
nicht überſteigen dürfen, ſowie Koſten (88 7 
und 21) zur a c einzuziehen. 


Die genoſſenſchaftlichen und die in 8 4 Abſ. 1 
bezeichneten Anlagen werden nach der Ferligitellung 
in regelmäßige Schau genommen, die jährlich zwei⸗ 
mal, im Frühjahr und im Herbſte, ſtattzufinden hat. 
Der Schautermin wird nach Benehmen mit der Auf⸗ 
ſichtsbehörde und dem Meliorationebaubeamten von 
dem Vorſteher möglichſt vier Wochen vorher anberaumt 
und auf ortsübliche Weiſe rechtzeitig bekannt gemacht. 
Der Vorſteher leitet die Schau. Die übrigen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder ſind dazu einzuladen. 


1 


d 


— 


1 


— 


— 
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Auch die anderen Genoſſen find berechtigt, an der 
Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſieher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
die Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur 
Unterhaltung der der Schau unterliegenden Anlagen 
notwendig find, erforderlichenfalls auf Koſten der 
Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen ſolche Anordnungen der Aufſichts⸗ 
behörde entſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

17 


Die Verwaltung der Kaſſe führt ein Rechner, 
welcher von dem Vorſtand auf fünf Jahre gewählt 
und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande feſtgeſtellt 
wird. Die Auſſichtebehörde kann jederzeit die Ent⸗ 
laſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
führung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung des 
Rechners durch n 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen und 
des Schöpfwerks nimmt der Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes einen Wärter an und ſtellt deſſen 
Lohn feſt. 

Kein Eigentümer darf die Schleuſen öffnen oder 
zuſetzen oder überhaupt die Entwäſſerungsanlagen 
eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer vom 
Vorſteher feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafe bis zu dreißig 
Mark für jeden Uebertretungsfall. 

19 


Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der Genoſſen 
unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
Stellvertreter; 

2. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

3. die Abänderung des Statuts. 

20 


Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes erforder⸗ 
liche Generalverſammlung beruft die Aufſichtsbehörde, 
welche auch zu den in dieſer Verſammlung erforder⸗ 
lichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte nach 
den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebiets aufzuftellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen find in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes) durch den Vorſtand, im übrigen 
aber durch den Vorſieher, und zwar mindeſtens alle 
fünf Jahre, zufammenzuberufen. 

„Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch das für die öffentlichen 
Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmte Blatt 
und außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in 
denjenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete ganz oder tellweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
fan ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwel Wochen 

egen. 


Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

8 21. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern 
der Genoſſenſchaft über das Eigentum an Grund⸗ 
ſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über etwaige, auf beſonderen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Ge⸗ 
noſſen in ihren durch das Statut begründeten Rechten 
betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach dem Statut oder nach geſetzlicher 
Vorſchrift eine andere Stelle zur Entſcheidung be⸗ 
rufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, ſofern 
nicht eine andere Behörde ausſchließlich zuſtändig iſt, 
jedem Teile die Anrufung der Entſcheidung eines 
Schiedsgerichts frei, welche binnen zwei Wochen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten dieſes Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Berfigern. Dieſe werden nebſt zwei Stellvertretern 
von der Generalverſammlung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die . zu beſtimmen. 


Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
machungen find unter ihrem Namen (8 2) zu erlaſſen 
und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Lübben N. L. aufgenommen, ſofern 
nicht die ortsübliche Bekanntmachung allein durch 
dieſes Statut e e 

Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen nicht auf 
einer dem 8 69 des Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes ent⸗ 
ſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, kann ſie 
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auch im Wege der Vereinbarung auf den Antrag 
des Aufzunehmenden durch Vorſtandsbeſchluß erfolgen. 
Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung der Auffichts- 
behörde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Schönbrunn, 

den 21. September 1910. 

(L. 8.) ggez. Wilhelm R. 
Zugleich für den Juſtizminiſter. 
gez. Frhr. von Schorlemer. 


Veröffentlicht. 

Frankfurt a. O., den 8. Oktober 1910. 

I W. 796. Der Regierungspräſident. 

Andere Behörden. 

667. In Antonin, Kreis Koſchmin, Groß⸗Tar⸗ 
chaly, Klein⸗Tarchaly und Laski Abbau, Kreis Adel 
nau, Zbrudzewo, Lonzek, Dziecmierowo, Robakowo, 
Binkowo und Friedrichsburg, Kreis Schrimm, Drei⸗ 
bergen und Gafifelde, Kreis Obornik, Grodzisko 
und Klein⸗Strzelce, Kreis Goſtyn Witaſchütz und 
Wola fürſtl., Kreis Jarotſchin, Lagiewnik, Karls⸗ 
krone und Gluwno bei Pudewitz, Kreis Poſen Oſt, 
Bismarckdorf, Schkudla, Karſy, Zbyki, Goluchow, 
Sobotka Gut und Gemeinde, ſomie Tſcherminek, 
Kreis Pleſchen, iſt die Maul- und Klauenſeuche aus⸗ 
gebrochen. 

Poſen, den 10. Oktober 1910. 

Der Regterungspräfident. 
668. Perſonalnachrichten. 

a) Dem Kgl. Forſimeiſter Kahle in Dammendorf 
iſt der Titel Forſtmeiſter mit dem Range der Räte 
vierter Klaſſe verliehen. 

b) Dem Kataſterkontrolleur, Steuerinſpektor 
Paſtorff, bisher in Züllichau, iſt die Verwaltung 
des Kataſteramtes Cottbus, dem Kataſterkontrolleur 
Knauſt diejenige des Kataſteramtes Züllihau über⸗ 
tragen worden. 

e) Im Kammergerichtsbezirk (September). Lg., 
Ag. = Land-, Amtsgericht, B = Berlin. Ernannt 
a) zu Forſtamtsanwälten: Oberförſter Kaul in 
Wend.⸗Buchholz, Oberförſter Ehrlich in Peitz und 
Guben, b) zum Amtsanwalt: Bürgermeiſter Rohde, 
Lieberoſe, c) zu Gerichtsſchreibern: Aktuar Broſe, 
Ag. in Zehden a. O., Sperl.ng, Ag. Fürſtenberg a. O. 
Verſetzt: Ag.⸗Sekr. Stolze v. Ag. Zehden a. Ag. 
Charlottenburg, Brennecke v. Ag. Fürſtenberg a. O. 
a. Ag. B Mitte, Gerichts vollz. Grell i. Dobrilugk 
a. Ag. B Mitte. Penſioniert: Landgerichtsaſſiſtent, 
1 Dabow v. Lg. Landsberg a. W. z. 

Jr 11. 

d) Der bisherige Pfarrer zu Berneuchen 
Wilhelm Auguſt Gottlob Stockmann iſt zum 
Pfarrer der Parochie Tornow, Diözeſe Landsberg 
a. W. II, beſtellt worden. 


Tehrerſtellen. 

669. Kreis Königsberg Nm.: Altdrewitz L., 1. 1. 
1911, Fürſtenfelde L., 1. 1. 1911. Kreis Croſſen 
a. Oder: Coſſar K. u. L., 1. 11. 1910. Kreis 
Lebus: Wüſte Kunersdorf K., L., 1. 1. 1911. Neu⸗ 
mahliſch L., 1. 1. 1911. Kreis Weſtſternberg: 
Oetſcher K., L., 1. 11. 1910. Kreis Züllichau⸗ 
Schwiebus: Mühlbock K., L., 1. 4 11. Kreis 
Friedeberg: Modderwieſe K., L. ſofort. Kreis 
Königsberg Nm.: Warnick Lehrerin ſofort. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 
Nichtamtliches. 

670. Der auf den 25. d. Mis. hier anberaumt 

geweſene Viehmarkt iſt der ausgebrochenen Viehſeuche 

wegen aufgehoben. 

Frankfurt a O., den 13. Okt. 1910. Der Magiſtrat. 
671. In der hieſigen Stadtforſt, nahe der flöß⸗ 
baren Drage bei Neuwedell und der Station 
Cölpin der Eiſenbahnſtrecke Kallies— Arnewalde, 
ſollen im Wege des ſchriftlichen Angebots in drei 
Looſen unter Ausſchluß des Stock, Reiſig⸗ und 
Knüppelholzes (bis 14 em Zopf) vor dem Einlage 
folgende kiefernen Hölzer verkauft werden und zwar: 

Loos 1. Jagen 17 f mit ca. 800 fm, 
Loos 2. Jagen 17 f mit ca. 330 fm und 
Loos 3. Jagen 30 a mit ca. 370 fm. 

Für den geſchätzten Feſtmetergehalt wird nicht 
Gewähr geleiſtet. 

Die Gebote ſind für 1 km der nach erfolgtem 
Einſchlage durch Aufmeſſung zu ermittelnden Derb⸗ 
holzmaſſe anzugeben und verſiegelt mit der Aufſchrift 
Submiſſionsgebot auf Jagen 17 f Loos 1, Jagen 17 f 
Loos 2, bezw. Jagen 30 a Loos 3 an den unter⸗ 
zeichneten Magiſtrat 

bis Sonnabend, den 19. November 1910 

vormittags 10 Uhr 
mit der ausdrücklichen Erklärung einzuſenden, daß 
der Käufer ſich den Verkauſebedingungen unterwirft. 

Diefelben können im hieſigen Bureau eingeſehen, 
auch gegen Erſtattung der Druckerkoſten von uns 
bezogen werden. 

Der Magiſtrat behält ſich vor, die nach 10 Uhr 
vorm. eingehenden Gebote bis zum Eröffnungstermin 
anzunehmen. Letzterer findet am 

Sonnabend, den 19. November 1910 
vormittags 11 Uhr 
in Gegenwart der etwa erſchienenen Bieter in unſerem 
Bureau ſtatt. 

Reetz, den 10. Oktober 1910. Der Magiſtrat. 
672. Am 21. und 22. Oktober 1910 vormittags 
von 8 Uhr ab werden auf dem Platze vor der Kaſerne 
in Spandau ca. 80 bezw. 70 ausgemuſterte über⸗ 
zählige Dienſtpferde öffentlich meiſtbietend gegen 
ſofortige Bezahlung verkauft. 

Brandbg. Train⸗Bataillon Nr. 3. 
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